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Osteuropas Umbruch und die Konsequenzen
Die jüngsten Entwicklungen in der (ehemali-
gen) Sowjetunion wie auch der unaufhaltsame
Zerfall Jugoslawiens werden im Westen teils mitErleichterung, teils aber auch mit begründeter
Sorge registriert. Das Tempo all dieser Vorgänge
erschwert eine zuverlässige Beurteilung unge-
mein. In der Schweiz wie natürlich auch in den
Nato-Ländern überwiegt derzeit die Genugtuung
über das rapide Zerbröckeln des sowjetischen
Kolosses und das ruhmlose Abtreten kommunisti-
scher Despoten von der weltgeschichtlichen
Bühne. Sie hatten jahrzehntelang nicht nur die
eigenen Völker unterdrückt, sondern auch mit
aggressivem Gebaren die gesamte freie Welt be-
droht und sie zu exorbitanten Rüstungsaufwen-
dungen gezwungen.
Und nun scheint der ganze Spuk verflogen zu
sein; die Sowjetunion schickt sich an, in die Ge-
meinschaft zivilisierter Staaten und Völker zu-
rückzukehren. Dass diese wahrhaft erstaunlichen
und überraschenden Entwicklungen auch in der
bis anhin wehrhaften kleinen Schweiz ein fast
hörbares Aufatmen bewirkten, ist nicht verwun-
derlich. Manche Schweizer scheinen jetzt dem
Glauben zu huldigen, endlich sei das langersehntegoldene Zeitalter angebrochen. Nicht wenige pre-
digen Abrüstung, Verkleinerung der Armee und
des Rüstungsbudgets, ja gar den völligen Verzicht
auf eine glaubwürdige Landesverteidigung. Allein
es stellt sich die Frage, ob da nicht der Wunsch
der Vater des Gedankens sei, ob man sich wirk-
lich keinen Illusionen hingebe.
Im Lichte nüchterner Tatsachen steht einstwei-
len lediglich fest, dass im Osten eine Destabilisie-
rung im Gange ist, deren Endergebnisse niemand
voraussehen kann. Es steht noch nirgends ge-
schrieben, dass die alte Garde der sowjetischen
Kommunisten - in Armee, KGB, Partei - nicht
noch mehrmals versuchen wird, die Macht wieder
an sich zu reissen. Dies misslang zwar am
19. August 1991. Aber das Ringen zwischen Kon-
servativen und Reformern geht unentwegt weiter;
das meiste bleibt undurchsichtig, und Prognosen
wagt niemand zu stellen.
Westeuropa und die Nato halten es offensicht-
lich für ratsam, den weiteren Verlauf mit gespann-
ter Wachsamkeit abzuwarten. Eine andere Hal-
tung wäre auch für uns kaum empfehlenswert.
Man braucht keineswegs irgendein «Feindbild»
aufzubauen, um zu erkennen, dass uns die Vertei-
digung von Souveränität und Freiheit weitere An-
strengungen abverlangen wird. Die gesamteuro-
päische Lage, von Unsicherheit und Instabilitätgekennzeichnet, lässt uns keine andere Wahl.
Hans Schaufelberger (Wiesendangen)
Ein Artikel in der NZZ vom 147 15. September
1991 trug den Titel «Der jähe Zusammenbruch
des Sowjetsystems». Als eine Ursache dafür wird
darin auf das Versagen des Marxismus-Leninis-
mus hingewiesen. Neben Ursachen, die nicht vor-
hersehbar waren und im Willen einzelner Persön-
lichkeiten standen, z. B. Gorbatschews und Jel-
zins, darf hier auch auf einen strukturellen Grundhingewiesen werden, der vorhersehbar war. Ironi-
scherweise hat ihn bereits der geistige Ahnherr
des Sowjetsystems, Marx, im «Kommunistischen
Manifest» genannt: «Die Bourgeoisie kann nicht
existieren, ohne die Produktionsinstrumente, also
die Produktionsverhältnisse, also sämtliche gesell-
schaftlichen Verhältnisse, fortwährend zu revolu-
tionieren. Unveränderte Beibehaltung der alten
Produktionsweise war dagegen die erste Existenz-bedingung aller früheren industriellen Klassen.»
Diese ständige Veränderung der Produktions-
instrumente ist heute noch ein Kennzeichen der
«kapitalistischen» Produktionsweise, wie schon
die elektronische Revolution beweist und die bio-
technologische Revolution wohl noch weiter be-
weisen wird. Es ist dasjenige, was auch der «tech-
nologische Imperativ» genannt wird: «Du kannst
es machen, also sollst du es machen» (sonst
macht's der Konkurrent). Die unveränderte Bei-
behaltung der alten Produktionsweise dagegen ist
eine der Existenzbedingungen des Sowjetsystems
und partiell seiner Trabanten gewesen, wie etwa
ein Besuch in der DDR mit ihren seit rund vierzig
Jahren gleichgebliebenen Fabriken und Häusern
zum Augenschein bringt. Das mag auch mit ein
Grund sein, weshalb es sich seit rund siebzig Jah-
ren ausser in der Rüstungsindustrie kaum v e r-
ändert hat.
Die Planwirtschaft hat so jedenfalls die Um-
wandlung der Welt durch den «technologischen
Imperativ» verzögert. Doch, wie Marx weiter
schreibt: «Sie (die Bourgeoisie) zwingt alle Natio-
nen, die Produktionsweise der Bourgeoisie sich
anzueignen, wenn sie nicht zugrunde gehen wol-
len . . .» Offensichtlich ist die Planwirtschaft nicht
konkurrenz- und Überlebensfähig, und die Natio-
nen der ehemaligen Sowjetunion müssen sich
«die Produktionsweise der Bourgeoisie aneignen,
wenn sie nicht zugrunde gehen wollen . . .» Liegt
hier, in dieser «fortwährenden Revolution» der
Produktionsinstrumente durch die «Bourgeoisie»,
mit ein Grund, weshalb der Sowjetkommunismus
von innen her nicht reformierbar erscheint und
Glasnost und Perestroika gescheitert sind? Nur
nebenbei sei bemerkt, dass damit auch die Ideale
des Kommunismus, z. B. das einer gerechterenGesellschaftsordnung, gescheitert sind, sich die
kapitalistische «Strasse des Lasters» dagegen
auch als Hoffnungsträgerin und Produzentin
sozialer «Tugenden» wie einer gerechteren Vertei-




Mit einiger Verwunderung lese ich in der NZZ
Nr. 228, dass Schweizer Familien aus Dankbar-
keit 200 alliierte Soldaten des Golfkrieges zu sich
eingeladen haben.
War dies nicht ein Krieg, der Anlass gibt zu
Scham und Demut, zum Nachdenken über einen
Völkermord? Mindestens 200 000 Menschen sind
von den amerikanischen Soldaten und ihren Ver-
bündeten getötet oder verstümmelt worden. Ame-
rikanische Wissenschafter befürchten, dass noch
bis zu 100000 Kinder an den Folgen der Zerstö-
rungen sterben werden. Was haben diese Kinder
mit dem Diktator Saddam Hussein zu tun? Wes-
halb wurden Hunderttausende für den Völker-
rechtsbruch ihres Diktators mit dem Tode be-
straft, während dieser weiterregiert? Und wurde
Kuwait wirklich «befreit», oder hat die amerikani-
sche Regierung bloss eine Diktatur durch die
andere ersetzt?
Es wäre zu wünschen, dass die Schweizer
Familien bei den Gesprächen mit ihren Gästen
diese Fragen nicht verdrängten. Irgendwer muss
doch an dem «Hasenschiessen» auf flüchtende
Iraker oder beim Begraben von Tausenden von
lebenden irakischen Soldaten beteiligt gewesen
sein. Ich finde die Solidarität mit den Tätern un-
angebracht. Solidarität mit den Opfern wäre eine
humane Geste. Irakische, kuwaitische und kurdi-




Nicht ganz von der Hand zu weisen ist die ira-
kische Behauptung, der amerikanische Leiter des
Uno- Inspektionsteams, Kay. sei ein CIA-Mann,
da spätestens seit Woodwards Buch «The Com-
manders» bekannt ist, dass Noriega dank CIA-
Mitarbeitern gestürzt worden war. Auch fällt auf,
dass David Kay zuerst behauptete, er habe keine
Personalakten entwendet, und dies später wider-
rufen musste. Hat überhaupt jemand ein Interesse
daran, die irakischen Nuklearpläne freizulegen?
Bekanntlich wird bei dieser Gelegenheit auskom-
men, welches Land mit seiner Zusage, am Nuk-learprojekt mitzuarbeiten, gegen die Uno-Sanktio-
nen verstossen hat. c . . ,,. . , . ,Franziska Geissler (Küsnacht)
Stockholm, Bremen, Zürich
Was haben diese drei Städte gemeinsam? Sieliegen am Wasser, und das steht ihnen bis zum
Hals. In Schweden hat das Volk dem Wohlfahrts-
staat adieu gesagt, in Bremen haben die Bürger
den Sozialdemokraten eine Lektion erteilt. Und in
Zürich? Wenn es heute Wahlen gäbe, dürfte das
Ergebnis nicht viel anders aussehen. 287 Millio-
nen Franken Defizit hat die rot-grüne Stadtregie-
rung «erwirtschaftet». Der Stadtrat hat beschlos-
sen, für 1992 eine Erhöhung des Steuerfusses um
15 Steuerprozente auf 133 Prozent zu beantragen.
Der Souverän soll sich schliesslich die Miss-
achtung seines Willens - denken wir nur an den
abgelehnten 48- Millionen- Kredit - doch etwas
kosten lassen.
Wer z. B. heute das Vergnügen hat, auf der ver-
kehrsberuhigten Freiestrasse im Slalom zu fahren,
darf die handverlesenen Schmucksteine, die schö-
nen roten Fahrradwege sowie die in Blau einge-
fassten Parkflächen bewundern. Ein wahres
Farbenspiel höchst kultivierter, künstlerisch an-
mutiger Verkehrsberuhigung. Zürich hat die
schönsten «Berliner Kissen» und sicherlich auch
die teuersten. Nun möchte der Stadtrat auch den
Kanton zur Kasse bitten. Schliesslich ist ein sol-
ches Kunstwerk ja nicht nur von städtischer, son-
dern auch von kantonaler Bedeutung; und da
kommen noch die vielen anderen Leistungen der
Stadt hinzu. Sie wollen verwaltet werden. 250
neue Beamtenstellen sind dafür vorgesehen.
Das Prinzip: Man verwaltet und verteilt heute
Güter und Dienstleistungen, die morgen (viel-
leicht gar nicht) produziert werden. Ein Prinzip
des Wohlfahrtsstaates. Und die in der Stadt(noch) ansässigen Anwälte, Gewerbetreibenden
usw. dürfen in Zukunft dieses in ganz Europa ge-
scheiterte Prinzip mit noch höheren Steuern be-
zahlen. Und wenn sie das Pech haben, nicht in
Zürich zu wohnen, sondern in dieser Stadt nur
das Geld zu erwirtschaften, das der Stadtrat so
grosszügig besteuert, dann haben sie erst noch
nichts zu sagen. Sprich: ihre Stimme in die Waag-
schale zu werfen. Brun0 FrUxch (He
Prekärer Energiefrieden?
Als Teil des Energie-Aktionsprogramms des
Bundes soll neben der Stabilisierung des Energie-
verbrauchs u. a. die Stromproduktion aus Kern-
energie mittels Leistungserhöhungen bei be-
stehenden AKW um 10 Prozent erhöht werden.
Umweltschutzverbände und Elektrizitätswirt-
schaft haben diesen mühsam errungenen Energie-
konsens am 25. April dieses Jahres in Schaff-
hausen bekräftigt.
Kaum ein halbes Jahr später wird nun dieses
gemeinsam getragene Energieprogramm vom
WWF und der Schweizerischen Energiestiftung(SES) arg strapaziert. Das Energieprogramm sei,
so C. U. Brunner (SES) und Philippe Roche(WWF), gefährdet, wenn die Elektrizitätswirt-
schaft auf die vorgesehene lOprozentige Lei-
stungserhöhung nicht verzichte. SES und WWFlegen offensichtlich das Energie-Aktionspro-
gramm nach ihren eigenen Vorstellungen aus und
sind nicht gewillt, sich an Abmachungen zu hal-
ten. Unter solchen Voraussetzungen tut BundesratOgi gut daran, seine Strategie rund um diesenEnergiefrieden noch einmal gründlich zu über-
denken, um so mehr als es ihm offenbar noch
immer nicht gelungen ist, die in letzter Zeit arg ins
Gerede gekommene Greenpeace in das Aktions-
programm einzubinden. Un SchneUler (Klingnau)
Folgenschwere Staatseingriffe
Stabile Währung und minimale Teuerung
waren jahrzehntelang Grundlage unseres wirt-
schaftlichen Aufschwungs. Die Eigentumsgarantie
war verankert, wurde respektiert und brachte uns
internationales Ansehen.
Leider ist das alles bald vorbei. Wöchentlich,
wenn nicht täglich präsentiert der Bundesrat neueProgramme und Vorschläge mit fiskalischen For-derungen. Unter Vorwänden wie Preisanglei-
chung an das Ausland und Umweltschutz soll mit
einem Benzinzollzuschlag die Bundeskasse saniert
werden. Weitere Abgaben sind vorgesehen. Zur-
zeit kann die Mehrheit der Verbraucher einenAufschlag von 25 oder 30 Rappen pro Liter ver-
kraften. Handel, Gewerbe und Industrie müssenjedoch die entstandenen Mehrkosten überwälzen.Unweigerlich wird so die Teuerung weiter ange-
heizt. Wir haben das teuerste Brot, die teuerste
Milch, den teuersten Käse und das teuerste
Fleisch in ganz Europa und werden, ich zweifle
nicht daran, auch bald den teuersten Brennstoff
haben.
Schleichende Geldentwertung durch Teuerung
ist erfahrungsgemäss das Folgenschwerste, was
einem Staat widerfahren kann. Daraus ergeben
sich zusätzliche Lohnforderungen und Verlust des
Arbeitsfriedens. Eine Geldentwertung trifft jene
besonders hart, welche mühselig einen Not-groschen zurückgelegt haben. Die Kaufkraft von
z. B. 7000 Franken wird plötzlich nur noch 5000
Franken wert sein.
Das neue, einseitige Mietrecht soll zusätzlich
durch ein Vorkaufsrecht für Mieter und Staat er-
weitert werden. Bis zur Zwangsenteignung ist nur
noch ein kleiner Schritt. Man versucht uns einzu-
reden, dass solche Massnahmen das Wohnungs-
angebot verbessern würden. Ohne handfeste
Eigentumsgarantie wird sich kein Anleger mehr
finden, ausser der in Schulden versinkende Staat.
Eduard Geissbühler (Bern)
Keinen Eintrag in GSoA-Fichen!
Falls Sie die Ehre haben sollten, von Ihrer Par-
tei als Nationalratskandidat nominiert worden zu
sein, so flatterte Ihnen jüngst ein Brief mit Frage-bogen ins Haus. Absender war die Gruppe für
eine Schweiz ohne Armee (GSoA). Der Frage-
bogen überprüft Ihr Gewissen auf seine allfällige
Armeefreundlichkeit bzw. Friedenstauglichkeit.
Sehr geehrte Nationalratskandidaten, verweigern
Sie den Eintrag in die GSoA- Fichen- Kartei oder
verlangen Sie zumindest uneingeschränkte Akten-
einsicht in Ihr selbigen Orts angelegtes Dossier!
Ich rufe Sie auf, sich vehement gegen die GSoA-Gesinnungsschnüffelei zur Wehr zu setzen. - Zur




Wie die Weinbergschnecke beim Liebesspiel
ihren Pfeil einmal ins Leere schiessen kann, so
schoss auch Hans Turner aus Rovio seinen Pfeil
im Leserbrief (NZZ Nr. 218) ins Leere.
Das Schweizer Fernsehen DRS zeigt Sendun-
gen über Tier- und Naturschutz, wie zum Beispiel
«MTW» vom 26. September. Das ist gut so und
nötig. Weniger gut wäre gewesen, wenn auch in
der «Netz»-Sendung vom 15. August Ober die
Schnecken dieses Thema noch verpackt worden
wäre als Drohfinger bis zum Überdruss. Wer gut
zugehört und zugesehen hat, dem wurde ohnehin
bewusst, dass hier eine unbekannte Vielfalt vor
unserer Haustüre lebt, und wenn nur ein einziger
Zuschauer vom Bildschirm weg in die Natur ge-
lockt wurde, hat es sich schon gelohnt. Es ist der
professionellen Redaktion des Biologen Andreas
Moser hoch anzurechnen, dass er den ersten Teil
der Sendung wertfrei gestaltet hat
Der zweite Teil richtete sich gezielt an den
Gärtner, der die ungeliebten schleichenden Kon-
kurrenten gerne auf biologisch vertretbare Weise
loswerden möchte. Dabei kam auch er voll auf
seine Rechnung. Ob die grossen, braunen, roten
und schwarzen Wegschnecken nun so heissen
oder anders, ist ihm gleich. Er kennt sie unter
dem Namen Rote Wegschnecke oder Ross-
schnecke oder Grosse Wegschnecke, und sie ist
ihm lästig. Die deutschen Namen sind ohnehin
unverbindlich. Die Fachberater haben sehr wohl
gewusst, dass es sich um die Spanische
Wegschnecke handelt, und haben nirgends einen
wissenschaftlichen Namen, der dann Arion
lusitaniens geheissen hätte, genannt Taxonomie
war nicht das Thema.
Trudi Meier. Zoologisches Museum, Zürich
Jean Ziegler auf Kanal S
Am 28. September hatte Jean Ziegler wieder
einmal Gelegenheit, in einer Fernsehdiskussions-
runde zu Wort zu kommen, der u. a. auch die Zür-
cher Stadträtin Ursula Koch angehörte. Zieglers
Ansichten sind ja zur Genüge bekannt, so dass
die meisten seiner Äusserungen nichts Neues
oder Überraschendes enthielten. Trotzdem rnöch-
Schiitz gegen Prozesslawinen
in der Schweiz?
In einem Leserbrief (NZZ Nr. 230) zum Artikel
von R. M. «Amerikas verheerende Prozess-
lawine» (NZZ Nr. 151) verteidigt R. O.Steiner(Monaco) das hierzulande streng verpönte, in den
USA aber statthafte, jedoch heftig kritisierte Er-folgshonorar der Anwälte. Das Erfolgshonorar sei
«im Vergleich zu der in der Schweiz herrschenden
Praxis» weder «unethisch» noch «unehrlich». Zu
seinen kritischen Ausführungen über das schwei-
zerische Justizsystem gilt es folgendes klarzustel-
len:
Nicht «kartellähnliche Vereinbarungen», wie
Steiner ausfuhrt, sondern die kantonale Anwalts-
gesetze verbieten, dass sich der Anwalt am Pro-
zessergebnis beteiligt. Gleiches gilt gemäss denStandesregeln der EG-Länder, die übrigens von
den kantonalen Anwaltsverbänden übernommen
worden sind und für Schweizer Anwälte im inter-
nationalen Verhältnis gehen. Der Rechtsanwalt
soll den Prozess nicht zur eigenen Sache machen
können, sondern den Klienten in voller Unabhän-gigkeit und Unbefangenheit objektiv beraten.
Die Anwälte unterstehen einer staatlichen Auf-
sicht, im Kanton Zürich der mehrheitlich aus
Oberrichtern zusammengesetzten Aufsichtskom-
mission über die Rechtsanwälte, die Verstösse
gegen die Berufspflichten gestützt auf das An-
waltsgesetz ahndet.
Der Honoraranspruch des Rechtsanwalts im
Prozess ist ebenfalls gesetzlich geregelt, im Kan-
ton Zürich in der Verordnung des Obergerichts
über die Anwaltsgebühren. Im Streitfall entschei-
det das Gericht im sogenannten Moderationsver-
fahren. Honorarstreitigkeiten können aber auch
vor die Standesorganisation der Anwälte gebracht
werden.
Keine Rede davon, dass sich in der Schweiz der
«normale Bürger» nicht mehr leisten kann zu
prozessieren und «selbst ein mittelmässiger An-
walt bis zu 450 Franken pro Stunde verlangen»
kann. Solch hohe Stundenansätze sind nur in
aussergewöhnlichen Fällen bei Streitwerten in
Millionenhöhe gerechtfertigt. Gerade für den
«normalen Bürger» ist der Zugang zu den Gerich-
ten gewährleistet, weil die Tarife der Kantone undAnwaltsvereinigungen bei niederen Streit- und
Interessenwerten auch entsprechend tiefe Gebüh-
ren und Entschädigungen vorsehen. Dabei gilt es
anzumerken, dass in den Anwaltsgebühren immer
auch die Sekretariatskosten eingeschlossen sind.
Wegen des ganz andern Gerichts- und Sozial-
systems in den USA (Geschworenengerichte,
Schadenersatz mit Strafcharakter, geringerer Aus-
bau des Sozialstaates) ist glücklicherweise nicht zu
erwarten, dass sich hierzulande amerikanische Zu-
stände einstellen.
Hans Nater
Präsident Verein zürcherischer Rechtsanwälte
te ich aus der Diskussion zwei Punkte herausgrei-
fen:
Einmal mehr beklagte sich Ziegler über die
gegen ihn angestrengten Prozesse und wies in
mitleidheischendem Ton darauf hin, dass er die
angedrohten Schadenersatzzahlungen in derGrössenordnung von 6 Millionen Franken «ja gar
nicht bezahlen könnte». Frau Koch sekundierte
mit der Behauptung, die Aufhebung von Zieglers
parlamentarischer Immunität sei «ein ganz gros-
ser Fehler gewesen». Frage: Wenn Jean Ziegler
von der Richtigkeit seiner Behauptungen wirklich
überzeugt ist, dann sollte es ihm doch nicht
schwerfallen, dafür den Wahrheitsbeweis zu er-
bringen. Weshalb dann das larmoyante Getue?
Ziegler verstieg sich zu der verallgemeinernden
Behauptung, die Schweiz führe ein «Banditenda-
sein». Mit dieser eines Akademikers unwürdigenFormulierung hat Ziegler die Schweiz und alle
darin einer normalen Tätigkeit Nachgehenden -
einschliesslich derjenigen, die ihm eine Professur
an der Genfer Universität ermöglicht haben, und
derjenigen, die ihn ins Parlament gewählt haben -
in infamer Manier beleidigt. Leider hat ihn wäh-
rend der Diskussion niemand darauf angespro-
chen, was die Folge einer solchen Äusserung in
einem jener Staaten gewesen wäre, die Ziegler vor
noch kurzer Zeit als Vorbild anpries - und von
denen er jetzt, als Mann mit eindeutig-gerader
Linie, nichts mehr wissen will.
II Bendel (Küsnacht)
Sicherheitsprobleme in Zürich
Ich habe es als höchst bedauerlich empfunden,
mit wieviel Aufwand man sich heute in der Stadt
Zürich vor Übergriffen und Überfällen schützen
muss (NZZ Nr. 219). Beim Anblick der beiden
Photos über Fenster- und Türverriegelungen hat
mich richtige Wehmut gepackt, und zwar aus fol-
gendem Grund: Als ich vor 13 Jahren das erste
Mal in dieser Stadt war, wurde sie mir besonders
deshalb so ungeheuer sympathisch, weil die Men-
schen hier viel mehr gegenseitiges Vertrauen hat-
ten. Ich war verwirrt und freundlich überrascht,
dass die Wohnungstüren auch aussen eine Tür-
klinke hatten. Aus Deutschland kannte ich nur
den Knauf, mit dem man die Türe bloss zuziehen,
aber nicht öffnen kann. Viele meiner Freunde und
Bekannten hatten auch zu meiner Verwunderung
nur selten ihre Autos abgeschlossen; sie empfan-
den das oft als eine seltsame Befürchtung von
mir, dass jemand etwas daraus stehlen könnte.
«Das machen hier alle», hiess es immer wieder.
Erst d u r ch Ihren Artikel fiel mir der freundliche
Zug dieser Zeit wieder ein. Es ist zutiefst bedauer-
lich, was in den letzten Jahren durch eine desolate
Politik aus dieser sympathischen Zürcher Atmo-
sphäre geworden ist. M Wgbtr (2ürkh)
